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§ 233 ZPOWiedereinsetzung in den vorigen Stand

War eine Partei ohne ihr Verschulden verhindert, eine Notfrist oder die Frist zur Begründung der
Berufung, der Revision, der Nichtzulassungsbeschwerde oder der Rechtsbeschwerde oder die
Frist des § 234 Abs. 1 einzuhalten, so ist ihr auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu
gewähren.

…

§ 234 ZPO Wiedereinsetzungsfrist

(1) Die Wiedereinsetzung muss innerhalb einer zweiwöchigen Frist beantragt werden. Die Frist
beträgt einen Monat, wenn die Partei verhindert ist, die Frist zur Begründung der Berufung, der
Revision, der Nichtzulassungsbeschwerde oder der Rechtsbeschwerde einzuhalten.

…

§ 514 ZPO Versäumnisurteile

(1) Ein Versäumnisurteil kann von der Partei, gegen die es erlassen ist, mit der Berufung oder
Anschlussberufung nicht angefochten werden.

(2) Ein Versäumnisurteil, gegen das der Einspruch an sich nicht statthaft ist, unterliegt der
Berufung oder Anschlussberufung insoweit, als sie darauf gestützt wird, dass der Fall der
schuldhaften Versäumung nicht vorgelegen habe. § 511 Abs. 2 ist nicht anzuwenden

§ 516 ZPO Zurücknahme der Berufung

…

(3) Die Zurücknahme hat den Verlust des eingelegten Rechtsmittels und die Verpflichtung zur
Folge, die durch das Rechtsmittel entstandenen Kosten zu tragen. Diese Wirkungen sind durch
Beschluss auszusprechen.

§ 520 ZPO Berufungsbegründung

…

(2) Die Frist für die Berufungsbegründung beträgt zwei Monate und beginnt mit der Zustellung
des in vollständiger Form abgefassten Urteils, spätestens aber mit Ablauf von fünf Monaten nach
der Verkündung. Die Frist kann auf Antrag von dem Vorsitzenden verlängert werden, wenn der
Gegner einwilligt. Ohne Einwilligung kann die Frist um bis zu einem Monat verlängert werden,
wenn nach freier Überzeugung des Vorsitzenden der Rechtsstreit durch die Verlängerung nicht
verzögert wird oder wenn der Berufungskläger erhebliche Gründe darlegt.

…

§ 521 ZPO Zustellung der Berufungsschrift und -begründung

…

(2) Der Vorsitzende oder das Berufungsgericht kann der Gegenpartei eine Frist zur schriftlichen
Berufungserwiderung und dem Berufungskläger eine Frist zur schriftlichen Stellungnahme auf die
Berufungserwiderung setzen. § 277 gilt entsprechend.

§ 522 ZPO Zulässigkeitsprüfung; Zurückweisungsbeschluss

(1) Das Berufungsgericht hat von Amts wegen zu prüfen, ob die Berufung an sich statthaft und ob
sie in der gesetzlichen Form und Frist eingelegt und begründet ist. Mangelt es an einem dieser
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Erfordernisse, so ist die Berufung als unzulässig zu verwerfen. Die Entscheidung kann durch
Beschluss ergehen. Gegen den Beschluss findet die Rechtsbeschwerde statt.

…

§ 524 ZPO Anschlussberufung

…

(2) Die Anschließung ist auch statthaft, wenn der Berufungsbeklagte auf die Berufung verzichtet
hat oder die Berufungsfrist verstrichen ist. Sie ist zulässig bis zum Ablauf der dem Berufungs-
beklagten gesetzten Frist zur Berufungserwiderung. Diese Frist gilt nicht, wenn die Anschließung
eine Verurteilung zu künftig fällig werdenden wiederkehrenden Leistungen (§ 323) zum Gegen-
stand hat.

§ 527 ZPO Vorbereitender Einzelrichter

(1) 1Wird der Rechtsstreit nicht nach § 526 dem Einzelrichter übertragen, kann das Berufungs-
gericht die Sache einem seiner Mitglieder als Einzelrichter zur Vorbereitung der Entscheidung
zuweisen. 2 In der Kammer für Handelssachen ist Einzelrichter der Vorsitzende; außerhalb der
mündlichen Verhandlung bedarf es einer Zuweisung nicht.

(2) 1Der Einzelrichter hat die Sache so weit zu fördern, dass sie in einer mündlichen Verhandlung
vor dem Berufungsgericht erledigt werden kann. 2Er kann zu diesem Zweck einzelne Beweise
erheben, soweit dies zur Vereinfachung der Verhandlung vor dem Berufungsgericht wünschens-
wert und von vornherein anzunehmen ist, dass das Berufungsgericht das Beweisergebnis auch
ohne unmittelbaren Eindruck von dem Verlauf der Beweisaufnahme sachgemäß zu würdigen
vermag.

(3) Der Einzelrichter entscheidet

1. über die Verweisung nach § 100 in Verbindung mit den §§ 97 bis 99 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes;

2. bei Zurücknahme der Klage oder der Berufung, Verzicht auf den geltend gemachten Anspruch
oder Anerkenntnis des Anspruchs;

3. bei Säumnis einer Partei oder beider Parteien;
4. über die Verpflichtung, die Prozesskosten zu tragen, sofern nicht das Berufungsgericht gleich-
zeitig mit der Hauptsache hierüber entscheidet;

5. über den Wert des Streitgegenstandes;
6. über Kosten, Gebühren und Auslagen.

(4) Im Einverständnis der Parteien kann der Einzelrichter auch im Übrigen entscheiden.

§ 528 ZPO Bindung an die Berufungsanträge

Der Prüfung und Entscheidung des Berufungsgerichts unterliegen nur die Berufungsanträge. Das
Urteil des ersten Rechtszuges darf nur insoweit abgeändert werden, als eine Abänderung be-
antragt ist.

§ 538 ZPO Zurückverweisung

…

(2) Das Berufungsgericht darf die Sache, soweit ihre weitere Verhandlung erforderlich ist, unter
Aufhebung des Urteils und des Verfahrens an das Gericht des ersten Rechtszuges nur zurück-
verweisen,

1. soweit das Verfahren im ersten Rechtszuge an einem wesentlichen Mangel leidet und auf
Grund dieses Mangels eine umfangreiche oder aufwändige Beweisaufnahme notwendig ist,

2. wenn durch das angefochtene Urteil ein Einspruch als unzulässig verworfen ist,
3. wenn durch das angefochtene Urteil nur über die Zulässigkeit der Klage entschieden ist,
4. wenn im Falle eines nach Grund und Betrag streitigen Anspruchs durch das angefochtene
Urteil über den Grund des Anspruchs vorab entschieden oder die Klage abgewiesen ist, es sei
denn, dass der Streit über den Betrag des Anspruchs zur Entscheidung reif ist,

5. wenn das angefochtene Urteil im Urkunden- oder Wechselprozess unter Vorbehalt der Rechte
erlassen ist,
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6. wenn das angefochtene Urteil ein Versäumnisurteil ist oder
7. wenn das angefochtene Urteil ein entgegen den Voraussetzungen des § 301 erlassenes Teilur-
teil ist

und eine Partei die Zurückverweisung beantragt. Im Fall der Nummer 3 hat das Berufungsgericht
sämtliche Rügen zu erledigen. Im Fall der Nummer 7 bedarf es eines Antrags nicht.

§ 539 ZPO Versäumnisverfahren

(1) Erscheint der Berufungskläger im Termin zur mündlichen Verhandlung nicht, so ist seine
Berufung auf Antrag durch Versäumnisurteil zurückzuweisen.

(2) Erscheint der Berufungsbeklagte nicht und beantragt der Berufungskläger gegen ihn das
Versäumnisurteil, so ist das zulässige tatsächliche Vorbringen des Berufungsklägers als zu-
gestanden anzunehmen. Soweit es den Berufungsantrag rechtfertigt, ist nach dem Antrag zu
erkennen; soweit dies nicht der Fall ist, ist die Berufung zurückzuweisen.

(3) Im Übrigen gelten die Vorschriften über das Versäumnisverfahren im ersten Rechtszug sinn-
gemäß.
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